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Herr Wolfram Marold Behindertenbeirat - nur offentl. Sitzung

Herr Gerd Wimmershoff Seniorenbeirat - nur offentl. Sitzung
Sonstige
Herr Volker Hillebrand Stadtmarketing Hil- - nur offentl. Sitzung
dene.V.
Herr Ralf G. Kraemer Stadtmarketing Hil- - nur 6ffentl. Sitzung
dene.V.
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Befangenheitserklarungen
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Zusatzlicher Parkplatz vor Henkenheide 39/41

WP 09-14 SV 66/122

Geschwindigkeitsmessungen auf der Heerstral3e
WP 09-14 SV 66/121

Antréage

Reduzierung Masterplan Holterhdfchen sowie Gestaltung der Teiche und Wegfla-
chen

hier: Antrag der Fraktion FL vom 24.10.2012

WP 09-14 SV 66/124

Einwohnerfragestunde

Angelegenheiten des Bauverwaltungsamtes sowie der Bauaufsicht

Einsatz von Stadtebauférderungsmitteln zur Starkung des Stadtzentrums
WP 09-14 SV 60/050

Angelegenheiten des Planungs- und Vermessungsamtes

Bebauungsplan Nr. 232, 1. Anderung fur den Bereich A46 / Hihnergraben / Giesen-
heide:
Abhandlung der Anregungen aus der frihzeitigen Beteiligung;
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Offenlagebeschluss
WP 09-14 SV 61/169

Erweiterung des Geltungsbereiches der "Werbeanlagensatzung” um den Dr.-Ellen-
Wiederhold-Platz:

Antrag der SPD-Fraktion vom 05.09.2012

WP 09-14 SV 61/166/1

Konzept Uber eine einheitliche Bestuhlung fur den Bereich der Innenstadt:
Antrag der FDP-Fraktion vom 29.08.2012
WP 09-14 SV 61/167/1

Bebauungsplan Nr. 78C, 2. vereinfachte Anderung fiir den Bereich Berliner Stra-
3e/Schwanenstral3e/ Itter:

Abhandlung der Anregungen

Beschluss als Satzung

WP 09-14 SV 61/168

Larmuntersuchung fur Abschnitte auf der A46, A3 und Osttangente
WP 09-14 SV 61/170

Bebauungsplan Nr. 167, 1. vereinfachte Anderung fiir den Bereich Schulstra-
Re/Mittelstral3e/KlotzstralRe

Aufstellungsbeschluss

WP 09-14 SV 61/171

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 63, 3. Anderung (VEP Nr. 20) fir den Be-
reich Kébener Stralie:

Aufstellungsbeschluss

WP 09-14 SV 61/172

Angelegenheiten des Tiefbau- und Grunflachenamtes

Untersuchung zur Optimierung von Griinzeiten fur Ful3ganger an Ampeln
WP 09-14 SV 66/119

Planung einer Erneuerung der Beleuchtung in der FuRgangerzone
WP 09-14 SV 66/120

Vorschlag fur eine lllumination an einer Itterbriicke
WP 09-14 SV 66/123

Mitteilungen und Beantwortungen von Anfragen
Entgegennahme von Anfragen und Antragen

Zustand hinter der Rheinbahnhaltestelle Gabelung

Antrag der Freien Liberalen hier: Sanierung HGH



8.3  Niederschrift Stadtentwicklungsausschuss 26.09.2012 - Erklarung der Fraktion Freie
Liberale

8.4  Anregungen des Seniorenbeirates

8.5 Anfrage der Fraktion BA/CDf zur Einfahrt Tiefgarage Rathaus

Er6ffnung der Sitzung

Die Vorsitzende ertffnete die Sitzung um 17:00 Uhr. Sie begrif3te die anwesenden Mitglieder des
Stadtentwicklungsausschusses, den Vertreter des Behindertenbeirates, den Vertreter des Senio-
renbeirates, die Vertreter der Presse und die erschienenen Zuhorer.

Sie stellte die fristgerechte Einladung und die Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest. Ferner
hielt sie fest, dass die Sitzungsunterlagen vollstéandig zugegangen seien.

Anderungen zur Tagesordnung

Herr Burchartz erinnerte, dass er im Zusammenhang mit dem Antrag der Fraktion Freie Liberale
eine Ortsbesichtigung beantragt habe und zeigte sich verwundert, dass diese unter Hinweis auf die
Besichtigung im Jahr 2011 abgelehnt worden sei.

Frau Alkenings erlauterte, dass eine Ortsbesichtigung nicht von der Vorsitzenden angesetzt werde
kénne. Hierzu sei ein Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses erforderlich.

1 Befangenheitserklarungen

keine

2 Anregungen und Beschwerden nach § 24 GO

2.1 Zusatzlicher Parkplatz vor Henkenheide 39/41 WP 09-14 SV
66/122

Mit Einverstandnis der Mitglieder des Stadtentwicklungsausschusses unterbrach die Vorsitzende
die Sitzung, damit sich die Antragstellerin nochmals zu ihrem Anliegen auf3ern konnte.



Frau Huben, die Antragstellerin, regte an, vor dem Haus Henkenheide Nr. 39/41 einen Parkplatz
zu markieren, der dort dringend bendgtigt wirde, da durch den Neubau noch zwei Parkflachen ent-
fallen wirden. Die Mindestgehwegbreite von 1,10 m wére gegeben und auch die Entfernung zur
Einmindung wére akzeptabel und wirde keine Verkehrsgefahrdung darstellen.

Herr Burchartz sagte, er habe sich vor Ort kundig gemacht und stimme der Antragstellerin zu, dass
der zusétzliche Parkplatz erforderlich und nicht stérend sei. Dem Antrag solle stattgegeben wer-
den.

Frau Buschmann, Frau Weiner und Herr Pohimann stimmten dem Birgerantrag ebenfalls zu. Zu-
nachst sei eine Befristung vorzusehen. Es solle eine Markierung des Parkplatzes erfolgen und
nach einem Jahr Uber die Erfahrungen berichtet werden.

Herr Albers gab zu bedenken, dass es Konflikte mit den gegentberliegenden Nachbarn geben
kénne. Dem entgegnete Herr Buchartz, dass er mit den Anwohner gesprochen habe und diese der
Meinung seien, dass hier ein Parkplatz nicht schadlich sei.

Herr Reffgen gab zu Bedenken, dass die verbleibende Breite fur Fu3ganger, z.B. mit Rollatoren
hier von Nachteil ware und, wie man auch der Presse entnehmen kénne, sich viele Birger/innen
nicht an die vorgeschriebenen Markierungen halten. Der Antrag kénne nicht unterstutzt werden, da
er eine Einschrankung fur die schwéachsten Verkehrsteilnehmer darstelle.

Frau Alkenings erklarte, dass der vorgelegte Beschlussvorschlag geéndert werden misse, da der
Ausschuss uber den vorliegenden Birgerantrag abstimmen musse.

Beschlussvorschlag geandert:

Stadtentwicklungsausschuss

Der Antrag nach 8 24 GO NRW von Frau Paula Hubens vom 18.09.2012 wird abgelehnt.

Haupt- und Finanzausschuss

,Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt Kenntnis von der Beschlussfassung des Stadtentwick-
lungsausschusses.”

Abstimmungsergebnis:
Mehrheitlich beschlossen mit 11 Ja-Stimmen und 8 Nein-Stimmen (CDU-Fraktion, FDP-Fraktion,
Fraktion dUH, Fraktion Freie Liberale)

2.2  Geschwindigkeitsmessungen auf der HeerstralRe WP 09-14 SV
66/121

Auf Nachfrage erlauterte Herr Mittmann, dass die einzelnen Anregungen aus dem Blrgerantrag
bereits abgehandelt seien. Die Méglichkeit, in der Heerstral3e Berliner Kissen anzubringen, vertra-
ge sich nicht mit Busverkehr. Die Kontrollen seien Angelegenheit der Polizei und der Kreis sei fir



das mobile Blitzgerat zustandig. Worauf hin Herr Reffgen und Herr Albers die Verwaltung baten,
die Kreispolizeibehorde zu bitten, entsprechende Geschwindigkeitskontrollen durchzufihren.

Beschlussvorschlag:
,Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt die Ausflihrungen der Verwaltung zur Kenntnis.*

Abstimmungsergebnis:
Kenntnis genommen

3 Antréage
3.1 Reduzierung Masterplan Holterhéfchen sowie Gestaltung der Tei- WP 09-14 SV
che und Wegflachen 66/124

hier: Antrag der Fraktion FL vom 24.10.2012

Herr Dr. Haupt stellte nachfolgenden schriftlichen Ergénzungsantrag zu dem zu beratenden An-
trag:

,0er Ausschuss moge beschliel3en:
(8.) Entwicklung eines Sanierungsplans fir die Schulhofbereiche des Helmholtz-
Gymnasiums

Begriindung und zusatzliche Erlauterung:

In der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses fur Umwelt- und Klimaschutz und des Aus-
schusses fir Schule und Sport am 03.09.2012 wurde auch die Ma3hahme ,Planung zur
Sanierung der Schulhofanlagen der Wilhelm-Fabry-Realschule® beschlossen. Analog sollte
nunmehr die Sanierung der Schulhéfe des Helmholtz-Gymnasiums angegangen werden.
Dies setzt eine aktualisierte und mit der Schule abgestimmte Schulhofplanung voraus, die
ab dem Jahr 2014 in mehreren Bauabschnitten verwirklicht werden sollte.

Weiter fuhrte Herr Dr. Haupt aus, der Antrag solle insgesamt in der nachsten Sitzung beraten wer-
den.

Herr Marold, Vertreter des Behindertenbeirats, erklarte, dass naturalisierte Wege fur altere und
behinderte Menschen eine Gefahrenquelle darstellen. Bei der Anlegung neuer Wege wére eine
Begrenzung der Flachen durch Randsteine in 6 cm Hohe optimal fur Sehbehinderte.

Herr Prof. Dr. Bommermann fiihrte hinsichtlich des Vertagungsantrages aus, dass im Rahmen der
Ortsbesichtigung der vorliegende und der zusatzlich gestellte Antrag verknipft werden sollen.

Die Vorsitzende erklarte, dass der Stadtentwicklungsausschuss fiir den zusatzlichen Antrag nicht
zusténdig sei. Dieser musse im Ausschuss fur Schule und Sport und im Ausschuss fur Umwelt-
und Klimaschutz behandelt werden. Der Antrag werde jedoch unter TOP 8 aufgenommen und an
die zustandigen Stellen weitergeleitet. Die Ortsbesichtigung sei im Ubrigen im vergangenen Jahr
unter Beteiligung der zuvor genannten Ausschuisse bereits erfolgt.

Herr Burchartz erlauterte, dass der zuséatzliche Antrag die Angelegenheit der Schulhofsanierung
ins Rollen bringen solle. Bei der angesprochenen Ortsbesichtigung seien nicht alle Bereiche, die
vom Masterplan betroffen seien, besichtigt worden. Eine gemeinsame Besichtigung mit den eben-
falls zustandigen Ausschissen sei mdglich.



Frau Vogel wollte die von Herrn Burchartz angeforderte Stellungnahme der Biologischen Station
abwarten, die nach Mitteilung von Herr Burchartz fir die Februarsitzung vorliege.

Auf Nachfrage der Vorsitzenden bestatigte Herr Burchartz, das der 0.a. Antrag als eigenstandiger
Antrag unabhéngig vom aktuellen Antrag in der WP 09-14 SV 66/124 zu behandeln ist.

Eine Ortsbesichtigung wurde von den Herren Spelter, Scholz und Pohimann abgelehnt, da man
diese schon im Rahmen der Beratung des Masterplan Holterhéfchen, durchgeftihrt habe. Dem
schloss sich Frau Weiner an.

Herr Reffgen hielt fest, dass bis jetzt noch kein Masterplan beschlossen worden sei. Die weiteren
Beratungen blieben abzuwarten.

Herr Prof. Dr. Bommermann brachte den Vertagungsantrag in Erinnerung.

Da keine weiteren Wortmeldungen mehr vorlagen, rief die Vorsitzende zur Abstimmung tber den
Vertagungsantrag auf.

Die Sitzungsvorlage wird vertagt.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen

Einwohnerfragestunde

Die anwesenden Burger hatten keine Fragen.

4 Angelegenheiten des Bauverwaltungsamtes sowie der Bauaufsicht
4.1 Einsatz von Stadtebauférderungsmitteln zur Starkung des Stadt- WP 09-14 SV
zentrums 60/050

Herr Prof. Dr. Bommermann, Herr Burchartz sowie Herr Reffgen hielten es fir ausreichend, das
City-und Lichtkonzept aus dem Jahre 2006 als Planung bzw Vorplanung beizubehalten und neu zu
Uberarbeiten. Herr Reffgen regte an, dass die Verwaltung die antragsbegriindende “Prosa“ selbst
verfassen solle.

Frau Vogel unterstitzte das Konzept, da es sich nicht nur auf die FuRgangerzone beschranke. Der
Blick eines AuRRenstehenden auf die ausgewahlten geplanten MaRnahmen des City- und Lichtkon-
zeptes sei sicherlich hilfreich.

Frau Hebestreit sah das integrierte Handlungskonzept trotz kontroverser Diskussionen positiv. Es
gebe Handlungsbedarf unter anderem auch bei den Wegeverbindungen. Ein modulares, bzw. ge-
bietsweises Vorgehen werde gewtinscht.

Frau Hoff erlauterte, dass sie durchaus die Bedenken verstehen kann. Durch Gesprache bei der



Bezirksregierung habe sich aber herausgestellt, dass hier ein professionelles Gutachten nétig sei,
um die Chancen auf Foérderung wesentlich zu erhéhen. Deshalb werde man Blro’s auswahlen, die
Erfahrung mit Férderantrdgen haben.

Dieses kann die eigene Verwaltung aus personellen Kapazitatsgriinden nicht leisten

Das City-und Lichtkonzept kdnne hier zwar hinzugezogen werden, reiche aber in der Qualitat nicht
aus, um Fordermittel zu beantragen.

Der 30.06.2013 sei der Stichtag, den Férderantrag mit Angabe konkreter Malinahmen einzu-
reichen. Der Forderzeitraum betragt fiinf bis sieben Jahre. Ohne einen qualifizierten Antrag sei die
Chance vertan, eine 50 bis 60 %ige Férderung der MaRnahmen zu erhalten, die von seitens der
Politik gewiinscht und auch schon mit entsprechenden Antragen versehen vorliegen.

Frau Hoff schilderte ausfuhrlich den Verfahrensablauf und die Aufgaben des zu beauftragenden
Planungsbiiros.

Herr Prof. Dr. Bommermann vertrat weiterhin die Auffassung, dass ein entsprechender Forderan-
trag durch die Verwaltung erstellt werden kdnne und stellte den nachfolgenden Anderungsantrag
zum Beschlussvorschlag:

.Der Rat der Stadt Hilden beschliefl3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss
und Haupt- und Finanzauschuss:

Die Verwaltung wird beauftragt, kurzfristig ein Integriertes Handlungskonzept fur das Hilde-

ner Stadtzentrum zu entwickeln.

Die Vorsitzende rief zunéchst zur Abstimmung Uber den Beschlussvorschlag der Sitzungsvorlage
auf, da dieser weitreichender sei.

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschlie3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss und Haupt-
und Finanzauschuss:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, kurzfristig ein Stadtplanungsbiro zu beauftragen, ein
Integriertes Handlungskonzept fur das Hildener Stadtzentrum zu entwickeln.

2. Fur die Erstellung eines Integrierten Handlungskonzeptes werden im Haushalt 2012 50.000
€ aulRerplanmafig bereitgestellt. Deckung: Mehrertrage "Gewerbesteuer*.

Abstimmungsergebnis:
Mehrheitlich beschlossen mit 13 Ja-Stimmen und 6 Nein-Stimmen (Fraktion BA/CDf, Fraktion dUH,
Fraktion Freie Liberale)

In Anbetracht des Abstimmungsergebnisses verzichtete Herr Prof. Dr. Bommermann auf die Ab-
stimmung zu seinem Anderungsantrag, der damit als zurlickgezogen gewertet wird.

5 Angelegenheiten des Planungs- und Vermessungsamtes
5.1 Bebauungsplan Nr. 232, 1. Anderung fiir den Bereich A46 / Hiih- WP 09-14 SV
nergraben / Giesenheide: 61/169

Abhandlung der Anregungen aus der friihzeitigen Beteiligung;




Offenlagebeschluss

Herr Stuhltrager erlauterte auf Nachfrage von Frau Behner, dass die Immissionswerte (= Belas-
tungswerte an den schutzwirdigen Wohnungen aufRerhalb des Plangebietes) in der Stellungnah-
me des Kreises mit den Festsetzungen der Emissionswerte (=Hochstwerte, die eingehalten wer-
den missen um die Immissionswerte nicht zu tberschreiten) im Gewerbegebiet in Verbindung
gebracht werden mussten. Dem werde mit Textlichen Festsetzungen geniige getan.

Die Vorsitzende rief zur Abstimmung auf.

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschlief3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss:

1.

1.1

die Anregungen aus der friihzeitigen Beteiligung wie folgt abzuhandeln:

Schreiben des Kreises Mettman vom 14.08.2012:

Untere Immissionsschutzbehoérde

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird ge-
folgt.

Im Rahmen einer Ortsbhesichtigung hat die Untere Immissionsschutzbehoérde ,Wohnhauser®
im Gewerbegebiet festgestellt. Tatsachlich befindet sich innerhalb des Plangebietes zur 1.
Anderung kein als reines Wohngebé&ude zu definierendes Objekt.

Allerdings befindet sich direkt dstlich an das Plangebiet angrenzend ein schon seit vielen
Jahren existierendes Wohngebaude innerhalb einer gewerblich genutzten Flache, welches
sich zwar au3erhalb des Plangebietes befindet, aber dennoch entsprechend bericksichtigt
werden muss.

In dem Zusammenhang und aufgrund der Nahe zum Plangebiet wurde das Schallgutachten
zum Gewerbelarm Uberarbeitet; das Wohngebaude geniel3t nun die Schutzwirdigkeit ei-
nes Mischgebiets.

Die Berechnungsergebnisse des Schallprognosegutachtens zeigen, dass die Immissions-
richtwerte und der zulassige Maximalpegel in der Nachbarschaft grundsatzlich eingehalten
werden.

Untere Landschaftsbehorde
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird ge-
folgt.

hier: Umweltprifung/Artenschutz

Die Untere Landschaftsbehtrde fordert in ihrer Stellungnahme eine artenschutzfachlich
gualifizierte Aussage Uber das Plangebiet.

Aufgrund der 6kologisch unbedeutsamen Eigenschaft des Plangebietes und unter Bezug-
nahme auf eine ,Potenzialeinschatzung fiir einzelne Flachen im Stadtgebiet Hilden beziig-
lich ihrer Bedeutung fur planungsrelevante Tierarten fur die Neuaufstellung des Flachen-
nutzungsplanes” aus dem Jahre 2009, durchgefiihrt durch die ,Biologische Station Haus
Burgel®, fur ein direkt westlich angrenzendes Gebiet (Pkt. 4.1.15 Flache B1, Seite 31) mit
seiner hinsichtlich der 6kologischen Auspragung &ahnlichen Struktur wie das Plangebiet,
konnte auch im Plangebiet zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 232 das Vorkommen
planungsrelevanter Tierarten (Vogel, Saugetiere, Amphibien, Insekten) nicht beobachtet
werden, da die im Plangebiet befindlichen Ackerflachen lediglich ein eingeschrénktes Po-
tenzial fur diese Tierarten bieten.

Gleiches gilt fir Pflanzen. Da das Plangebiet im Wesentlichen aus Verkehrsflache und
landwirtschaftlichen Flachen besteht und der Hiihnergraben im Plangebiet nur als temporér



1.2

1.3

wasserfuhrender Graben verlauft, sind wertvollere Griinstrukturen nicht betroffen.

hier: Eingriffsregelung

Der redaktionelle Hinweis zu den Textlichen Festsetzungen wurde bericksichtigt und ent-
sprechend korrigiert.

Schreiben der IHK Disseldorf vom 16.07.2012

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, den Anregungen wird ge-
folgt.

Die IHK Disseldorf weist in ihrem Schreiben auf einen Widerspruch in den Textlichen Fest-
setzungen und der Begriindung zum Bebauungsplan 232, 1. Anderung bzgl. der Zulassig-
keit von Einzelhandel mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten und den Ausschluss von
Einzelhandel mit zentrenrelevanten Sortimenten hin.

Hintergrund fUr diese urspriinglich im Entwurf vorgesehenen differenzierte Unterscheidung
hinsichtlich der Zulassigkeit bzw. des Ausschlusses von Einzelhandel mit bestimmten Sor-
timenten in der Begrindung und den Textlichen Festsetzungen war u.a., Betrieben die
Mdoglichkeit zu bieten, Produkte aus der eigenen Herstellung bzw. den jeweiligen Hand-
werksbetrieben zugehérigen Sortimenten verkaufen zu kénnen. Durch den Ausschluss des
Einzelhandels mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimenten sollten die gewach-
senen, zentralen Versorgungsbereiche auch zukiinftig geschitzt werden.

Dieses stadtebauliche Leitziel der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 232 wird auf An-
regung der IHK dahingehend konkretisiert, indem nun Einzelhandel ganzlich innerhalb der
ausgewiesenen Gewerbegebietsflachen ausgeschlossen wird, unabhéngig vom Sortiment.
Als einzige Ausnahme ist der Einzelhandel mit Gitern, die dem jeweiligen Dienstleistungs-,
Handwerks- und produzierendem Gewerbebetrieb zugeordnet werden (im Rahmen eines
Werksverkaufs) zuléssig. Dabei darf die Verkaufsflache die Grenze der Grof3flachigkeit ent-
sprechend der Definition der BauNVO jedoch nicht Giberschreiten.

Die Steuerung der Zuldssigkeit von Werksverkéaufen kann nur im Rahmen der Prifung im
Baugenehmigungsverfahren erfolgen. Hier ist zu prifen, ob die Voraussetzungen der aus-
nahmsweisen Zulassigkeit bei dem jeweiligen Einzelvorhaben erfillt sind. Grundlage dieser
Einzelfallprifung ist, dass die Werksverkaufsladen nur eine angemessen untergeordnete
Verkaufsflache besitzen und somit der Umsatz des Einzelhandelsbetriebs kleiner sein wird
als der Umsatz des Hauptbetriebs.

Durch die Prifung der Beschrankung des moglichen Umsatzes im Rahmen der ,aus-
nahmsweisen® Zulassigkeit stellt die textliche Festsetzung Nr. 1.2 zugleich die notwendige
Unterordnung unter den produzierenden Handwerks- oder Gewerbebetrieb sicher und
schitzt damit die Zielsetzung des Bebauungsplanes, das Gewerbegebiet als Standort flr
produzierendes und artverwandtes Gewerbe zu sichern. Negative Auswirkungen auf den
zentralen Versorgungsbereich der Innenstadt Hildens sind durch diese ,Werksverkaufe*
nicht zu erwarten.

Schreiben des Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen vom 02.08.2012

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen, der Anregung wird bedingt
gefolgt.

Der Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen fordert, den Abstand der Baugren-
ze zur nordlich des Plangebietes liegenden Waldflache zu vergrofRern, um die Gefahr durch
umstiirzende Baume zu reduzieren.

Dabei bezieht sich der Landesbetrieb Wald und Holz NRW aller Wahrscheinlichkeit nach
auf die Darstellung des Abstandes gemal} grafischer Darstellung im rechtskréaftigen Bebau-
ungsplan Nr. 232. Hier betragt der Abstand zwischen Baugrenze und der Grenze des
Grundsticks (Plangebietsgrenze) 20 m, allerdings unter Bertcksichtigung der grafischen
Darstellung der Flache als ,Waldflache®. In der Ortlichkeit beginnt die eigentliche Waldfla-
che weiter ndrdlich, da sich zwischen tatsachlicher Waldflache und Plangebietsgrenze der

-10 -



1.4

15

Schutzstreifen fir die Ferngasleitung der Fa. GASCADE befindet. Dieser Schutzstreifen
darf nicht bepflanzt werden, so dass die Breite des Schutzstreifens bei der Ausweisung der
Baugebietsgrenze mit bertcksichtigt wird.

Demnach ergeben sich ein Abstand zwischen tatsachlicher Waldflache und Baugrenze im
Bebauungsplanentwurf zur 1. Anderung von 20 m und ein Abstand vom Schutzstreifen zur
Baugrenze von 8,00 m. Insgesamt verbleibt es bei einem Abstand von ca. 20m zwischen
Baugrenze und ersten Baumstandorten, so dass moglichen Sicherheitsanforderungen ge-
nuge getan ist. Der Anregung wird insofern entgegen gekommen, als dass der Abstand
zwischen Baugrenze und Schutzstreifen von 5,00m auf 8,00 m vergrof3ert wird.

Schreiben des Landesbetrieb StraRen NRW vom 23.07.2012

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. Die Darstellung der Anbaubeschrankungszo-
ne zur L 282 ,Nordring“ wurde in den Bebauungsplan ibernommen.

Das Protokoll der friihzeitigen Birgerbeteiligung vom 02.07.2012 wird zur Kenntnis ge-
nommen und in die Abwagung einbezogen.

die offentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 232, 1. Anderung sowie die Beteiligung
der Behdrden und der sonstigen Trager offentlicher Belange bei der Aufstellung von Bau-
leitplanen gem. § 4 Abs. 2i. V. m. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) ) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBI. | S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509) geandert wurde.

Das Plangebiet der 1. Anderung liegt im zweiten Bauabschnitt des Gewerbegebiets in der
Giesenheide zwischen A 46 / Huhnergraben / Kosenberg und Nordring und umfasst in der
Gemarkung Hilden die Flursticke 119, 125, 126, 147, 181, 205, 206 208, 209, 210, 211,
212, 213, 214, 215, 216 und 217 sowie Teilflachen aus den Flurstiicken 219 und 220 in der
Flur 25 sowie die Flurstiicke 206, 216, 217, 218, 219, 222, 223, 231 und 232 sowie Teilfla-
che aus Flurstiick 233 in der Flur 36.

Mit der 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 232 soll neben der Anpassung des Baupla-
nungsrechts an heutige Gegebenheiten und gesetzliche Vorgaben insbesondere die ge-
plante offentliche StraRe Giesenheide verkirzt werden, so dass der ,abschlieRende Wen-
dehammer” kunftig ostlich des Huhnergrabens liegt. Die gewerblichen Bauflachen nord-
westlich des Hihnergrabens sollen dann durch eine private StrafRe / Grundstiickszufahrt
erschlossen werden.

Dem Offenlagebeschluss liegt die Begriindung (inkl. Umweltbericht) vom 17.10.2012 zu
Grunde.

Abstimmungsergebnis:

Einstimmig beschlossen

5.2

Erweiterung des Geltungsbereiches der "Werbeanlagensatzung" WP 09-14 SV
um den Dr.-Ellen-Wiederhold-Platz: 61/166/1
Antrag der SPD-Fraktion vom 05.09.2012

Nach kurzer Diskussion einigten sich die Mitglieder des Stadtentwicklungsausschusses, dass die
Erweiterung des Geltungsbereiches der Werbeanlagensatzung als Baustein in das Integrierte
Handlungskonzept einbezogen werden soll.

Auf eine Beschlussfassung wurde verzichtet.
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5.3 Konzept Uber eine einheitliche Bestuhlung flr den Bereich der WP 09-14 SV
Innenstadt: 61/167/1
Antrag der FDP-Fraktion vom 29.08.2012

Herr Buchartz, Herr Spelter, Herr Scholz, Herr Reffgen und Frau Vogel sprachen sich gegen eine
einheitliche Bestuhlung aus. Hierbei wurde angefiihrt, dass die Innenstadt von der Abwechslung
lebe, nach der Erlauterung durch die Verwaltung und Beriicksichtigung der Stellungnahme des
Stadtmarketing Hilden e.V. kein Handlungsbedarf durch eine Satzung gesehen werde. Das Thema
soll im Rahmen des Integrierten Handlungskonzeptes aufgegriffen werden.

Frau Weiner erlauterte nochmals den Antrag, es solle kein Zwang ausgetbt werden. Lediglich bei
Ersatzbeschaffungen solle auf die Plastikmébel verzichtet werden. Sie zog den Antrag zuriick.

Eine Abstimmung war daher entbehrlich.

5.4  Bebauungsplan Nr. 78C, 2. vereinfachte Anderung fiir den Bereich WP 09-14 SV
Berliner StraRe/SchwanenstralRe/ Itter: 61/168
Abhandlung der Anregungen
Beschluss als Satzung

Herr Stuhltrager informierte Uber den verteilten geanderten Beschlussvorschlag zu Punkt 1.8 Ziffer
2 des Beschlussvorschlages.

Es lagen keine Wortmeldungen vor. Die Vorsitzende rief zur Abstimmung auf.

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschlief3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss
1. zu den eingegangenen Anregungen wie folgt Stellung zu nehmen:

1.1 Schreiben des Kreises Mettmann vom 11.09.2012

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.

1.2 Schreiben der Rheinbahn, Disseldorf, vom 27.09.2012

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.

1.3 Schreiben des Bergisch-Rheinischen Wasserverbandes, Haan, vom 29.08.2012

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.

1.4 Schreiben von Herrn A. Safa, Hilden, vom 31.08.2012

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.

1.5 Schreiben von Frau M. Zick, Amber-Hotels, Hilden, vom 03.09.2012

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.
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1.6

1.7

1.8

Schreiben der Erbengemeinschaft R. und U. Frauenhof, Hilden, vom 24.09.2012

In ihrem Schreiben formuliert die Ebengemeinschaft zunachst ihre Zustimmung zu den Zie-
len des Bebauungsplanes Nr. 78C, 2.vereinfachte Anderung.

Dann wird ,Widerspruch“ eingelegt gegen einen geplanten o&ffentlichen Fullweg, der auf der
Nordseite der Itter die Schwanenstral3e mit der Berliner Stral3e verbinden soll.

Dieser FuRweg ist im Bebauungsplan Nr. 78C aus dem Jahr 1986 enthalten und ist nicht
Gegenstand der vorliegenden Bebauungsplandnderung. Bekanntlich bezieht sich die 2.
vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes ausschlieRlich auf das formulierte Planungs-
ziel, namlich den Ausschluss von Spielhallen, Wettblros und sog. ,Rotlicht-Nutzungen® mit
Hilfe einer entsprechenden textlichen Festlegung.

Wollte man auch andere Veranderungen des Bebauungsplanes Nr. 78C erreichen, Veran-
derungen im Bereich der Verkehrsflachen etwa oder der méglichen tberbaubaren Flachen,
muss dies durch eine eigene, dann qualifizierte Bebauungsplanéanderung geschehen.

Das Schreiben der Erbengemeinschaft wird hinsichtlich der Zustimmung zu den Zielen des
Bebauungsplanes Nr. 78C, 2.vereinfachte Anderung zur Kenntnis genommen, die Anre-
gung hinsichtlich des Weges dagegen zuriickgewiesen, da nicht Gegenstand des aktuellen
Verfahrens.

Schreiben der Grundsticksgemeinschaft Hertwig und Kirchner, Hilden, vom 29.09.2012

Die Grundsticksgemeinschaft auert zunachst in ihrem Schreiben Zustimmung zu der Ab-
sicht, im Bebauungsplangebiet sog. ,Rotlicht-Nutzungen* auszuschlief3en. Spielhallen und
Wettblros werden dagegen nicht angesprochen.

Sehr wohl wird jedoch angesprochen, durch die Bebauungsplandnderung kénne die Ver-
marktung des eigenen Grundstiickes/ eigenen Gebaudes (es handelt sich um die Geb&ude
Berliner Stral3e 8/10; ehem. Druckerei) eingeschréankt werden.

Gleichzeitig wiinscht man sich Moglichkeiten flr eine verstarkte Wohnnutzung (an der Ber-
liner Stral3e).

Hierbei ist zunachst darauf hinzuweisen, dass Aussagen zu Art und Mal3 der baulichen
Nutzung oder zu Verkehrsflachen nicht Gegenstand der vorliegenden Bebauungsplanande-
rung sind. Dies wére einem eigenen Anderungsverfahren vorbehalten.

Daruber hinaus ermdglicht die vorliegende Gebietsausweisung als ,Kerngebiet (MK)*“ um-
fangreiche bauliche Nutzungen (auch auf dem Geléande der Grundsticksgemeinschaft).
Dies beschrankt sich nicht alleine auf die im Schreiben erwahnten Nutzungen Wohnen und
Gewerbe. Der 8 7 Kerngebiete der Baunutzungsverordnung (BauNVO) enthalt zahlreiche
andere Mdglichkeiten.

Fur eine Vermarktung eines Grundstiickes sind zudem nicht alleine die Ausweisungen ei-
nes Bebauungsplanes ausschlaggebend, sondern auch Zustand, Zuschnitt und Nutzung
vorhandener (Alt-) Bebauung sowie finanzielle Aspekte; diese Themen entziehen sich i.d.R.
einer stadtischen Einflussnahme etwa in Form eines Bebauungsplanes.

Das Schreiben der Grundstiicksgemeinschaft wird daher lediglich zur Kenntnis genommen,
da es keine expliziten Forderungen oder Anregungen enthalt.

Schreiben der RA-Kanzlei Lenz und Johlen, KoIn, fir Herrn W. Marczinzik, Gladbeck, vom
05.10.2012

Die RA-Kanzlei Lenz und Johlen formuliert in ihrem Schreiben zwei Aspekte. Zum einen
wird ausgefuhrt, dass hinsichtlich des beabsichtigten Ausschlusses von Spielhallen, Wett-
blros und sog. ,Rotlicht-Nutzungen® zwar nachvollzogen werden kénne, die Rotlicht-
Nutzungen auszuschlie3en, nicht aber Spielhallen und Wettbiros. Dies wird damit begrin-
det, dass Spielhallen und Wettbiros in einem Kerngebiet allgemein zulassig waren. Dem-
nach wéren an den Ausschluss solcher Nutzungen hohe stadtebauliche Anforderungen zu
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stellen. Ein , Trading-down-Effekt” ware nur mit manchen (alten) Spielhallen verbunden,
neue Spielhallen wéaren dahingehend besser, zudem wirden Wettbiros und (moderne)
Spielhallen ein grof3eres Publikum ansprechen und somit die Attraktivitat des tberplanten
Bereichs férdern.

Zum zweiten wird von Lenz und Johlen angesprochen, seitens der Stadt Hilden sei der
Bauantrag nicht innerhalb der gesetzlichen Bearbeitungsfrist beschieden worden. Deshalb
wuirde ein Schadensersatzanspruch des Antragstellers entstehen. Dem kénne man seitens
der Stadt entgehen, wenn die gewlnschte Genehmigung noch vor Rechtskraft dieses Be-
bauungsplanes erteilt wirde.

Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:

Zu 1.

Die Feststellung der RA-Kanzlei Lenz und Johlen, wonach Vergniigungsstétten (und damit
auch Spielhallen und Wettburos) zu den in einem ,Kerngebiet* allgemein zulassigen Nut-
zungen gehoren, trifft zu. Deshalb hat die Stadt Hilden innerhalb ihrer als ,Kerngebiet* (MK)
ausgewiesenen Teilbereiche der Innenstadt auch Vergniigungsstatten eben nicht pauschal
ausgeschlossen, sondern an verschiedenen Stellen zugelassen.

So befinden sich weitere Spielhallen in ca. 110m Luftlinien-Entfernung (Schwanenstral3e),
in ca. 230m Entfernung (PoststralRe) und 270m Entfernung (Marktpassage), jeweils zum
Gebaude Berliner Stral3e 6. Darliber hinaus gibt es im Innenstadtbereich weitere Vergnu-
gungsstatten-/Spielhallen-Standorte.

Die Stadt Hilden ermdglicht so die gesetzlich einem Kerngebiet zugewiesene Rolle. Sehr
wohl aber kann die Stadt mittels des Bauplanungsrechtes eine Standortsteuerung innerhalb
der Innenstadt (der Kerngebiete) vornehmen, um Haufungen in einem Teilbereich zu ver-
hindern.

Genau das ist hier der Fall.

Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes entspricht es einem all-
gemeinen stadtebaulichen Erfahrungssatz, dass sich Vergniigungsstétten negativ auf ihre
Umgebung auswirken kénnen. Die Verhinderung dieses sog. , Trading-Down-Effektes” stellt
einen besonderen stadtebaulichen Grund im Sinne des § 1 Abs. 9 BauNVO dar, der den
Ausschluss derartiger Vergniigungsstatten rechtfertigen kann.

Der von Lenz und Johlen im vorliegenden Fall als nicht zutreffend beschriebene ,Trading
Down-Effekt” ist bereits heute vorhanden.

Bei dem umstrittenen Gebaude handelt es sich nicht um einen ,Neubau® einer modernen
und daher ,stadtebaulich attraktiven® Spielhalle, sondern um die geplante Umnutzung eines
Gebaudes, das in den vergangenen Jahren als Autohaus und nachfolgend als Sonnenstu-
dio genutzt wurde. Die stadtebaulich wirksamen Fassaden wurden nicht etwa umgestaltet
und aufgewertet, sondern lediglich mit grofR3en (in Zahl und Form Uberdimensionierten)
Werbeanlagen versehen.

Der sich daraus ergebende ,Billig-Effekt” beeintrachtigt die Umgebung op-
tisch/stadtebaulich erheblich.

Im vorliegenden Schreiben formulieren die Rechtsanwalte zunéchst Bedenken dahinge-
hend, ob von Spielhallen und Wettblros tberhaupt ein ,Trading-Down-Effekt* ausgehen
wuirde. Konkrete Ausfiihrungen zu dem hier vorliegenden Einzelfall machen sie dagegen
nicht, auch nicht dahingehend, dass von diesem Einzelfall keine negativen Auswirkungen
ausgehen wirden. Sie verbleiben mit ihrer Argumentation vielmehr im Allgemeinen.

Da aber wie beschrieben ein negativer , Trading-Down-Effekt* am Objekt des Einwenders
bereits festgestellt werden kann, missen die Anregungen diesbeziiglich zuriickgewiesen
werden.
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nichtzu-erkennen-

Der von den Rechtsanwalten postulierte Schadensersatzanspruch fiir ihren Mandanten ist
nicht Gegenstand der stadtebaulichen Abwéagung zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
78 C, 2. vereinfachte Anderung.

Die Anregungen werden daher zuriickgewiesen.

2. den Bebauungsplan Nr. 78C, 2. vereinfachte Anderung fiir den Bereich Berliner StraRe/
Schwanenstral3e/ Itter gemaf der 88 7 und 41 der Gemeindeordnung NW vom 14.07.1994
(GV NRW S. 666) in der z.Zt. gultigen Fassung sowie § 10 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509) geéndert wurde, als
Satzung.

Das Plangebiet liegt am Westrand des unmittelbaren Hildener Stadtzentrums.

Es wird begrenzt durch die Berliner StralRe im Nordwesten, die SchwanenstraRe im Nord-
osten, die Itter im Stdosten und die Benrather Stral3e im Sudwesten.

Dem Satzungsbeschluss liegt die Begriindung vom 20.07.2012 zugrunde.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen

5.5 Larmuntersuchung fur Abschnitte auf der A46, A3 und Osttangente WP 09-14 SV
61/170

Herr Burchartz teilte mit dass das Aktionsbindnis 4000 Unterschriften bis jetzt hat sammeln kon-
nen und dankte den Fraktionen welche unterschrieben hatten.

Die Vorsitzende rief zur Abstimmung auf, da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtentwicklungsausschuss beauftragt die Verwaltung, die auf Basis des Larmgutachtens
vorgeschlagenen MalRnahmen zur Reduzierung der Schallemissionen fur den Abschnitt der A3
zwischen dem Autobahnkreuz Hilden und der Anschlussstelle Solingen dem Landesbetrieb Stra-
Ben NRW mitzuteilen und die kurzfristige Umsetzung einzufordern.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen

5.6 Bebauungsplan Nr. 167, 1. vereinfachte Anderung fir den Bereich WP 09-14 SV
Schulstral3e/MittelstralRe/Klotzstralle 61/171
Aufstellungsbeschluss
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Es lagen keine Wortmeldungen vor. Die Vorsitzende rief zur Abstimmung auf.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtentwicklungsausschuss beschlieRt die Aufstellung der 1. vereinfachten Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 167 gemal 8 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) in Verbindung mit § 13
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. | S. 1509).

Das Plangebiet liegt am stdwestlichen Rand des unmittelbaren Hildener Stadtzentrums.
Es wird begrenzt durch die MittelstraRe im Norden, die SchulstraRe im Osten und die Klotzstral3e
im Westen.

Mit der Anderung des Bebauungsplanes soll die stadtvertragliche Nutzung dieses Kerngebietes
gesichert werden, indem Vergniigungsstatten wie Spielhallen und Wettblros sowie sog. ,Rotlicht-
Nutzungen® im Bebauungsplan ausgeschlossen werden.

Abstimmungsergebnis:
Einstimmig beschlossen

5.7 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 63, 3. Anderung (VEP Nr. WP 09-14 SV
20) fur den Bereich Kdbener Stralie: 61/172
Aufstellungsbeschluss

Frau Vogel erklarte sich fur diesen TOP als befangen.
Da keine Wortmeldungen vorlagen, lie3 die Vorsitzende abstimmen.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtentwicklungsausschuss beschlief3t die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 63, 3. Anderung mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan Nr. 20 gemaR § 2 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) in Verbindung mit 8 1 Abs. 8 BauGB und § 12 Abs. 1 BauGB in der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509) ge&ndert worden ist.

Das rund 0,26 ha umfassende Plangebiet liegt im Stadtteil Hilden-Nord, stidlich der L282 (West-
ring) im Bereich der Flur 31. Es wird begrenzt durch bereits existierende Garagen-Anlagen im Nor-
den (Flurstiick 550), den Feuerwehrzufahrtsweg der Hausnummer 8 der Kébener Str. im Osten
(Flursttick 272), die StraBenflache der Kébener Str. im Stiden (Flurstiick 423) und die FuRganger-
zuwegung zur Hausnummer 10 der Kdbener Str. im Westen (Flurstiick 271). Das Plangebiet selbst
umfasst Teilbereiche der Flurstiicke 271 und 272. Die genauen Grenzen des Plangebietes sind der
Planzeichnung zu entnehmen.

Durch die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 63 mit VEP Nr. 20 soll planungsrechtlich die Er-
weiterung der bereits ndrdlich vorhandenen Garagenanlage ermdglicht werden. Des Weiteren ist
die Einrichtung von weiteren Stellpléatzen im sudlichen Plangebiet vorgesehen. Die errichteten Ga-
ragen und Stellplatze sollen ausschlie3lich durch die Anwohner genutzt werden. Ziel der Planung
ist es, dem stark gestiegenen privaten Stellplatzbedarf entgegen zu kommen und Parkméglichkei-
ten auf privatem Grund zu schaffen und somit den Parkdruck auf der Kébener Str. zu verringern.

Abstimmungsergebnis:
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Einstimmig beschlossen

6 Angelegenheiten des Tiefbau- und Grinflachenamtes
6.1 Untersuchung zur Optimierung von Griinzeiten fur Fuf3ganger an WP 09-14 SV
Ampeln 66/119

Frau Buschmann, Herr Burchartz und Herr Reffgen sprachen sich fir die Untersuchung aus. Herr
Reffgen meinte, es sei an der Zeit fir die schwéchsten Verkehrsteilnehmer eine Lanze zu brechen.

Herr Marold flhrte aus, dass fur altere und behinderte Menschen nicht nur die Wartezeit verkirzt
werden misse. Es misse geniigend Zeit zum Uberqueren der StraRe eingeraumt werden. Auch
bei den Anlagen mit Verkehrsinsel missen beide Fahrbahnen in einer Grinphase tberquert wer-
den kénnen. Er erlauterte die Sachlage am Beispiel des Fritz-Gressard-Platzes. Herr Wimmershoff
bestétigte die Aussage und erganzte, dass die Haltepunkte fir die Busse eine zusatzliche Er-
schwernis darstellen.

Herr Mittmann erlauterte auf Nachfrage von Frau Behner, dass die Walder StralRe in die verkehrs-
technische Untersuchung nicht aufgenommen worden sei, weil der Landesbetrieb Stral3en erst vor
kurzem entsprechend den Wiinschen der Stadt Hilden eine neue Ampelsteuerung vorgenommen
habe. Aus diesem Grund werden keine Investitionen durch den Landesbetrieb erfolgen, diese gin-
gen vielmehr zu Lasten der Stadt.

Die Vertreter der Fraktion dUH sprachen sich gegen eine Mittelbereitstellung aus. Die Problematik
koénne nicht zur Zufriedenheit aller Verkehrsteilnehmer geldst werden. Mit dem aktuellen Zustand
kénne man leben. Veranderungen im Bereich des Fritz-Gressard-Platzes kénne man ohne Unter-
suchung umsetzen.

Herr Mittmann beantwortete die von Herrn Albers gestellten Fragen. Die Verringerung der Warte-
zeiten bewege sich im Sekundenbereich. Insgesamt seien im Stadtgebiet 77 Signalanlagen vor-
handen, in Zustandigkeit der Stadt 21 Die Kosten fir alle neuen Signalanlagen liegen im 6stelligen
Bereich.

Weiter erlauterte Herr Mittmann, dass die Stadt Hilden keinen Verkehrsingenieur beschéftige, der
eine solche Untersuchung durchfiihren kbnne. Fir die Anzahl der Signalanlagen lohne sich der
Personalaufwand auch nicht.

Die Vorsitzende rief zur Abstimmung auf

Beschlussvorschlag:

Der Stadtentwicklungsausschuss beschliel3t die Durchfiihrung einer Untersuchung zur Griinzeitop-
timierung fur Ful3ganger an Ampeln. Die Untersuchung soll in 2013 erfolgen. Die notwendigen Mit-
tel sind im Produkt 120101 Verkehrsanlagen in den Haushaltsentwurf einzuplanen.

Abstimmungsergebnis:
Mehrheitlich beschlossen mit 17 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen (Fraktion dUH)
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6.2  Planung einer Erneuerung der Beleuchtung in der Ful3géangerzone WP 09-14 SV
66/120

Herr Spelter und Herr Burchartz stimmten dem Beschlussvorschlag zu. Herr Scholz sah, insbe-
sondere im Axlerhof, Handlungsbedarf. Es handle sich um eine veraltete Technik. Um Strom ein-
zusparen und eine bessere Beleuchtung zu gewahrleisten, misse hier zligig gehandelt werden.

Frau Vogel, Frau Schlottmann und auch Herr Prof. Dr. Bommermann sind der Meinung, dass man
dies mit Prioritat in das Integrierte Handlungskonzept aufnehmen solle.

Herr Reffgen war der Auffassung, es solle bei einem Austausch der Leuchtmittel, im Kostenrah-
men von 7000,- Euro bleiben.

Herr Pohimann beantragte eine Anderung des Beschlussvorschlages entsprechend der Erlaute-
rung in der Sitzungsvorlage:

,Eine Verbesserung der Beleuchtung kann nach Auskunft der Stadtwerke durch einen Aus-
tausch der Leuchtmittel erreicht werden. Die dafur erforderlichen Mittel von 7.000 € sollen
bereitgestellt werden.”

Herr Prof. Dr. Bommermann erganzte, dass mit dieser Mallnahme kurzfristig eine Verbesserung
vorliege. Man habe dann zwei Jahre Zeit fir eine abschlieRende Losung im Rahmen des Integrier-
ten Handlungskonzeptes.

Die Vorsitzende liel? Giber diese beiden Varianten abstimmen.

Beschlussvorschlag:
Alternative 1:

Der Rat der stadt Hilden beschliel3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss die Erstel-
lung einer Planung fir eine neue Funktionalbeleuchtung der FuRgangerzone. Die Planungsmittel
von bis zu 25.000€ werden UberplanméaRig bereitgestellt.

Erganzung Alternative 2:

Eine Verbesserung der Beleuchtung kann nach Auskunft der Stadtwerke durch einen Austausch
der Leuchtmittel erreicht werden. Die dafir erforderlichen Mittel von 7.000 € sollen bereitgestellt
werden.

Abstimmungsergebnis:

Mehrheitlich beschlossen Variante 2

Fur Variante 1 = 9 Ja-Stimmen (SPD-Fraktion, CDU-Fraktion)

Fr Variante 2 = 10 Ja-Stimmen (Fraktion BA/CDf, FDP-Fraktion, Fraktion Biindnis 90/Die Griinen,
Fraktion dUH, Fraktion Freie Liberale)

6.3  Vorschlag fur eine lllumination an einer Itterbriicke WP 09-14 SV
66/123
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Herr Prof. Dr. Bommermann sprach sich fur die Fraktion dUH fur Alternative 2 aus.

Die Vorsitzende rief zur alternativen Abstimmung auf.

Beschlussvorschlag:

Variante 1
Der Stadtentwicklungsausschuss beschlie3t den Bau einer Briicken-/Itterillumination an der Briicke
Kurt-Kappel-StrafRe in 2013 mit Kosten von 40.000€.

Oder

Variante 2

Der Stadtentwicklungsausschuss verschiebt den Bau einer Briicken-/Itterillumination an der Briicke
Kurt-Kappel-Stral3e. Es soll gepriift werden, ob im Zusammenhang mit dem Forderantrag zu einem
integrierten Handlungskonzept Innenstadt die 0.g. lllumination umgesetzt werden kann.

Abstimmungsergebnis:

mehrheitlich beschlossen Variante 2

Fur Variante 1 = 9 Ja-Stimmen (SPD-Fraktion, CDU-Fraktion)

Fur Variante 2 = 10 Ja-Stimmen (Fraktion BA/CDf, FDP-Fraktion, Fraktion Blindnis 90/Die Grinen,
Fraktion dUH, Fraktion Freie Liberale)

7 Mitteilungen und Beantwortungen von Anfragen
- keine -
8 Entgegennahme von Anfragen und Antragen

8.1 Zustand hinter der Rheinbahnhaltestelle Gabelung

Frau Buschmann stellte folgenden schriftlichen Antrag:

Der Platz hinter der Rheinbahn-Verkaufsstelle an der Gabelung ist fir Anwohner und Geschafte in
einem nicht akzeptablen Zustand. Unrat, Mull und vor allen Dinge Taubendreck machen den Zu-
gang zu den Geschéften nicht gerade einladend. Daneben mussen die Begrenzungssteine und die
gesamte Baumscheibe erneuert werden.

Die CDU bittet die Verwaltung, zusammen mit der Rheinbahn nach Abwehrmdglichkeiten gegen
die Tauben zu suchen und gleichzeitig fir eine regelméalige Reinigung der Flachen zu sorgen.
Sicherlich ist eine derart stark frequentierte Haltestelle wie an der Gabelung einer héheren
Schmutzbelastung ausgesetzt, dies darf aber nicht dazu flihren, dass die Besucher unser schénen
Itterstadt durch Schmutz und Unrat abgeschreckt werden.

8.2  Antrag der Freien Liberalen hier: Sanierung HGH

Herr Dr. Haupt stellte nachfolgenden schriftlichen Ergénzungsantrag zum Antrag zu Top 3.1:
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,Der Ausschuss moge beschlielden:
(8.)  Entwicklung eines Sanierungsplans fir die Schulhofbereiche des Helmholtz-Gymnasiums

Begrindung und zusétzliche Erlauterung:

In der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses fir Umwelt- und Klimaschutz und des Ausschusses
fir Schule und Sport am 03.09.2012 wurde auch die MaRnahme ,Planung zur Sanierung der
Schulhofanlagen der Wilhelm-Fabry-Realschule“ beschlossen. Analog sollte nunmehr die Sanie-
rung der Schulhéfe des Helmholtz-Gymnasiums angegangen werden. Dies setzt eine aktualisierte
und mit der Schule abgestimmte Schulhofplanung voraus, die ab dem Jahr 2014 in mehreren Bau-
abschnitten verwirklicht werden sollte.

8.3  Niederschrift Stadtentwicklungsausschuss 26.09.2012 - Erklarung
der Fraktion Freie Liberale

Herr Buchartz handigte die folgende schriftliche Bitte aus:

Betr.: Erklarung der FL in der Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 26.09.2012, TOP O
3.1, SV 60/048 zur Beanstandung der Sitzungsniederschrift der 26. Sitzung des Stadtentwi-
ckungsausschusses am 27.06.2012, TOP 4.1, SV 61/147

Die offentliche vorgetragene und ,zu Protokoll gegebene® Erklarung von Dr. Heimo Haupt (s.0.)
wurde nur verstimmelt wiedergegeben; es fehlt der gesamte erste Teil. Wir bitten, die komplette
Erklarung nunmehr der Niederschrift dieser Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses beizufi-
gen.

Hinweis:
Es handelte sich um ein Versehen. Die Erklarung ist als Anlage 1 beigefigt.

8.4  Anregungen des Seniorenbeirates

Herr Wimmershoff regte an, bei Errichtung oder Nutzungsénderung fir groRere Geschéfte die
Bauherren Uber Notwendigkeit der Einrichtung 6ffentlicher Toilettenanlagen zu informieren.

Weiter erklarte er, der Fritz-Gressard-Platz sei in einem sehr erbarmlichen Zustand und wirke da-

her nicht ansprechend. Die Sauberkeit kénne verbessert werden. Es bestehe dringender Bedarf an
Bushaltestellen-Uberdachungen.

8.5 Anfrage der Fraktion BA/CDf zur Einfahrt Tiefgarage Rathaus

Frau Jahrstorfer bat um die Errichtung eines Spiegels im Bereich der Tiefgarageneinfahrt Rathaus.
Nach Umgestaltung der Verkehrsinsel sei die Einfahrt schlecht einsehbar und es bestehe eine
Verkehrsgefahrdung.

Ende der Sitzung: 20:05 Uhr

Birgit Alkenings Birgit Kamer
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Vorsitzende Schriftfihrer/in

Gesehen:

Horst Thiele
Blrgermeister

-21 -



	Anwesenheit
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_Text1
	BM_Text2
	BM_Text3
	AbstimmungK
	Nummer
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Beschlussnummer
	Zu
	BM_Text4
	BM_Text5

